Fraktion der CDU:

Änderungsanträge 1 bis 10 zur Beschlussempfehlung 

Drs. 0830/XIX zum Bezirkshaushaltsplan 2014/15
	Antrag

	+

	_

	Rücklagen


	2
	200.000
		- 200.000

	6
	150.000
	150.000
	
	7
	50.000

		- 40.000

	8
	74.000
		
	9
	1.400
		
	10
		75.400
	
	Summen

	465.400

	225.400

	-240.000



	


Änderungsantrag 1

 CDU Fraktion
Die BVV ersucht das Bezirksamt, ab dem Haushaltsjahr 2014 die Luise- und Wilhelm-Teske-Schule (Gesamtkosten 597.555 €) mit seinen Einnahmen und Ausgaben nicht mehr gesondert der Abteilung Schule zuzurechnen. Für diesen Schulstandort ist ein Gemeinkostenträger zu bilden, im Rahmen dessen die Einnahmen und Ausgaben der durch die Abteilung Schule genutzten Räume diesem Bezirksamtsbereich direkt zugerechnet werden. Die Kosten der leerstehenden Räume werden im Rahmen des Gemeinkostenträgers über alle Abteilungen des Bezirksamtes verteilt. 

Begründung

Für den Schulstandort besteht ein entsprechender Schließungsbeschluss der BVV. Zum Zeitpunkt dieses Beschlusses gingen Bezirksamt und BVV davon aus, diesen Standort an die Senatsverwaltung abgeben zu können. Dieses Modell ließ sich durch eine veränderte Haltung der Senatsverwaltung nicht realisieren. Trotz Federführung der Senatsverwaltung bei der Suche nach einem Nachnutzer konnte das leerstehende Schulgebäude bis heute nicht abgegeben werden. Die direkte Belastung von  einzelnen Schulprodukten wegen der nicht selbst verursachten, aber verzögerten Abgabe des Schulstandortes ist deshalb nicht zielführend.

In vergleichbaren Fällen, z.B. bei den Folgekosten aus der Abgabe der bezirklichen Pflegeeinrichtungen, werden und wurden die Lasten allen Abteilungen des Bezirkes zugerechnet. 

Der ausschließliche Ansatz der Kosten beim Schulträger führt auch zu einer Verzerrung der Daten im Schul- und Sportamt und zu einer Fehlsteuerung im Rahmen des Infrastrukturkostenabbaus des Bezirkes. 
Änderungsantrag 2

 CDU Fraktion
Für das Haushaltsjahr 2014 werden unter 

Kapitel 3640 Bibliotheken

Titel 81101
200 T€ als Investitionsmaßnahme für den Erwerb eines neuen Bücherbusses eingestellt.

Im Gegenzug wird die Rücklage für den Erlös aus dem Verkauf der Radrennbahn um den gleichen Betrag reduziert.
Begründung

Der jetzige Bücherbus ist mehr als 20 Jahre alt und zeichnet sich durch stetig steigende Ausfallzeiten aus. Der Bücherbus ist eine wichtige Institution im Bezirk und ein Eckpfeiler des Bibliothekenkonzeptes. Er versorgt weite Bereiche im Süden des Bezirkes, in denen ohne Bücherbus Versorgungslücken entstehen werden. Der Bücherbus hat darüber hinaus weitere Funktionen:

· z.B. in sozialer Hinsicht als Generationenprojekt bei dem ältere oder behinderte Bürger sich ihre Bücher an der Haltestelle des Bücherbusses abholen können. 

· z.B. an Schulen mit hohem Lernmittelbefreiungsanteil, in dem durch den Bücherbus Kindern aus häufig bildungsfernen Milieus die Versorgung mit Medien erleichtert wird.
· Als Hilfsbürgerbüro bei dem Bürger Antragsformulare für diverse Dienstleistungsangebote des Bezirkes erhalten können.

Durch eine Kofinanzierung aus EU-Mitteln in Höhe von 200 T€, die im Falle der haushaltsmäßigen Einstellung des bezirklichen Eigenanteils fest zugesagt worden ist, besteht für den Bezirk die Neuanschaffung eines Busses zum halben Investitionspreis. Dies ist ein Angebot, dass der Bezirk nicht ausschlagen darf.
Änderungsantrag 3

 CDU Fraktion

In Kapitel 3306 wird bei den planmäßigen Tarifbeschäftigten im Bereich Hochbau 

a) eine weitere Stelle mit der Entgeltgruppe E 10 (Faching. Energie- und Versorgungstechnik) und

b) eine weitere Stelle mit der Entgeltgruppe E 9 (Techniker/in) geschaffen. 
Die Gegenfinanzierung erfolgt durch freie Stellen über alle Abteilungen. Die detaillierte haushaltstechnische Umsetzung dieses Beschlusses erfolgt durch die SE Finanzen.
Begründung
Die beiden zusätzlichen Stellen sind erforderlich, um die notwendigen Arbeiten im Hochbaubereich des Bezirkes in einem zeitlich angemessenen Rahmen ausführen und die zur Verfügung stehenden Mittel aus Sonderprogrammen, baulichem Unterhalt und Investitionsplanung ausschöpfen zu können. Das ist notwendig damit das Instandhaltungsdefizit an den öffentlichen Gebäuden nicht ins uferlose ansteigt. Grundsätzlich wird dadurch das Problem, dass eine Mindestausstattung mit Personal nicht gegeben ist, nicht gelöst, kurzfristig aber abgemildert.

Änderungsantrag 4

 CDU Fraktion
Der Hauptausschuss möge beschließen:

Die BVV empfiehlt dem Bezirksamt, die noch verbliebenen Jugendfreizeiteinrichtungen mittelfristig an freie Träger zu überführen. Ab sofort sind keine frei werdenden Stellen in kommunalen JFE des Bezirks neu zu besetzen, beim entsprechenden Altersabgang des Personals sind die Einrichtungen an freie Träger abzugeben. Der BVV ist bis 31.12.2013 eine Machbarkeitsstudie mit folgendem Inhalt vorzulegen.
1. Wann kann welche Einrichtung unter Berücksichtigung der Altersabgänge und Umsetzung des verbleibenden Personals in andere JFE in freie Trägerschafft überführt werden?
2. Welche Kosteneinsparungen ergeben sich je Haushaltsjahr bis 2018 auf der Basis der heutigen Produktkosten durch die Überführung der Freizeiteinrichtungen in kommunale Trägerschafft?

3. Welche Optimierungsmöglichkeiten bietet das jetzige Angebot an JFE in kommunaler und freier Trägerschaft zur Erhöhung des Nutzungsgrades?
4. Welche Möglichkeiten bestehen, die Angebotsstunden der Jugendfreizeiteinrichtungen zeitlich besser an den ganztagsbetrieb der umliegenden Schulen anzupassen?

Begründung

Die Jugendfreizeiteinrichtungen in kommunaler Trägerschaft erzielen lt. Statusbericht der SE Finanzen zur Budgetierung ein Defizit von rund 1,4 Millionen €. Die Angebotsstunde von JFE in kommunaler Trägerschaft kostet im Bezirk 53€, die Angebotsstunde der freien Träger kostet dagegen nur 29 € und damit nur rund halb so viel wie bei den kommunalen Einrichtungen. Die Nachfrage der CDU-Fraktion nach qualitativen Unterschieden zwischen kommunaler und freier Trägerschaft wurde durch das Bezirksamt mit nein beantwortet. Es gibt daher keine vernünftige Alternative zur mittelfristigen Überführung der Einrichtungen in freie Trägerschaft. Für die Mitarbeiter ist der Umwandlungsprozess sozialverträglich zu gestalten.
Änderungsantrag 5

 CDU Fraktion
Der Hauptausschuss möge beschließen:

Die BVV empfiehlt dem Bezirksamt, das bisher praktizierte Trägermodell bei der ambulanten Eingliederungshilfe nach SGB XII ab 2014 auf das für den Bezirk deutlich günstigere Honorarmodell umzustellen. Der BVV ist bis 31.12.2013 eine Machbarkeitsstudie mit folgendem Inhalt vorzulegen:

1. In welchem Zeitraum ist, wenn überhaupt, eine komplette Umstellung auf das Honorarmodell möglich? 
2. Welche Konsequenzen ergeben sich für die Empfänger der Eingliederungshilfe aus einer Umstellung vom Träger- auf das Honorarmodell?

3. Welche Einsparsummen lassen sich bei der kompletten oder fachlichen bedingten Teilumstellung des Modells in der ambulanten Eingliederungshilfe nach SGB XII erzielen?

Begründung

Die ambulante Eingliederungshilfe nach SGB XII erzielt lt. Statusbericht der SE Finanzen zur Budgetierung ein Defizit von rund 410 T€ für das Jahr 2014. Aus diesem Grund wird, analog zu anderen Bezirken, die Umstellung auf das deutlich günstigere Honorarmodell empfohlen. Auf Anfrage der CDU-Fraktion erklärte das zuständige Fachamt, dass bei einer vollständigen Umstellung des Trägermodells auf der Basis der heutigen Teilkosten sich für das Produkt ein Budgetüberschuss von rd. 600 T€ erzielen ließe. Dieses Produkt bietet somit ein Einsparpotential von rd. 1 Mio. €. 

Bei einer vergleichbaren Umstellung in der Abteilung Sozialwesen konnte in der Vergangenheit ebenfalls ein Einsparvolumen von mehr als 1 Mio. € erreicht werden. Bei einem Haushaltsrisiko von allein 5,2 Millionen € in der Abt. Jugend müssen endlich auch in diesem Bereich ernsthafte Sparanstrengungen unternommen werden.

Änderungsantrag 6

 CDU Fraktion

In Kapitel 3810 wird der Titel 52110 um einen Betrag in Höhe von 150 T€ für die Jahre 2014 und 2015 verstärkt und mit der verbindlichen Erläuterung versehen, dass diese Mittel ausschließlich für die Instandsetzung von Spielgeräten auf Spielplätzen verwendet werden dürfen.
Für die Haushaltsjahre 2014/15 wird unter Kapitel 4500, Titel 13110 der Ansatz für die Erlösbeteiligung aus der Veräußerung von Grundstücken um weitere 150 T€ auf 1.598 T€ erhöht.
Begründung 
Wie in allen Bezirken, weisen auch die Spielplätze in Tempelhof Schöneberg erhebliche Defizite beim Instandhaltungszustand auf. Hier lässt sich mit der relativ geringen Summe von zweimal 150 T€ der komplette Bestand von Spielgeräten auf sämtlichen Spielplätzen des Bezirks in einen voll funktionsfähigen Zustand bringen bzw. erneuern. 

Danach besteht bei den Spielplätzen noch ein derzeit nicht finanzierbarer Erneuerungsbedarf für die Grundinstandsetzung von 4 Spielplätzen in Höhe von 600 T€. Spielplätze haben eine wichtige Funktion für Familien und Kinder im stark verdichteten innerstädtischen Bereich. Spielplätze sind Kommunikationspunkt für Eltern und Kinder und sind auch wichtig als Freiraumangebot für Tagesmütter und Kinderläden ohne Außenbereich.
Die Finanzierung der Maßnahme erfolgt über erhöhte Einnahmeerwartungen bei der Veräußerung von Grundstücken.
Änderungsantrag 7

 CDU Fraktion

Kapitel 3610 Volkshochschule

Titel 42701
Honorare freie Mitarbeiter werden um 50.000 € erhöht

Im Gegenzug wird die Rücklage für den Erlös aus dem Verkauf der Radrennbahn um den gleichen Betrag reduziert.
Begründung

Der Einsatz von 50.000 € Honorarmittel erhöht die Einnahmen um rund 40.000 €, so dass für eine Erweiterung des Angebotes lediglich netto rd. 10.000 € eingesetzt werden müssen. Der Rückgriff auf die Rücklage in Höhe von 50.000 € dient ausschließlich der haushaltsrechtlichen Systematik. Nach Berechnung der SE Finanzen führt der Einsatz von 50.000 € Personalmittel zu einem höheren PSB für 2016 in Höhe von rund 160.000 €. Daraus folgt, dass der Nettoeinsatz von 10.000 € in 2014 zu einer Verzehnfachung dieses Betrages beim Budget des Jahres 2016 führt. 

Zusätzliche Investitionen bei der Volkshochschule sind nicht nur aus Sicht der Breitenbildung fachlich richtig, sie leisten durch das deutlich erhöhte PSB in 2016 auch einen deutlichen Konsolidierungsbeitrag für den Haushalt 2016/17.
Änderungsantrag 8

 CDU Fraktion
Aus den als Folge des Antrags 10 freigewordenen Haushaltsmitteln für 2014 und 2015 werden folgende Ansatzerhöhungen vorgenommen:

Kapitel 3640 Bibliotheken

Titel 52306
Archive (Medien) werden für 2014 und 2015 um je 74.000 € erhöht

Begründung

Der Titel weist eine deutliche Unterdeckung aus. Als Maßstab kann der Istbestand des Jahres 2010 sowie die Mindestausstattung mit 1,00 € je Einwohner gelten. Bei einem zusätzlichen Einsatz von 100.000 € für neue Medien ist nach Berechnung der SE Finanzen aus der Haushaltsberatung 2012 bei einem erhöhten Einsatz von Medien in Höhe von 100.000 € zeitversetzt ein erhöhtes Produktsummenbudget in 2016 von rund 120.000 € und in 2018 sogar ein erhöhtes PSB von 195.000 € zu erwarten. Daraus ist nachvollziehbar, dass sich aus rein haushaltstechnischen Gründen ein erhöhter Medienetat in jedem Fall zeitversetzt refinanziert.
Zusätzliche Investitionen bei den Bibliotheken verbessern nicht nur die Attraktivität dieser Einrichtungen und fördern die Breitenbildung, sie leisten durch das erhöhte PSB einen hohen Konsolidierungsbeitrag in künftigen Jahren für den Haushalt. Die plan- und ziellosen Etatkürzungen der rot-grünen Zählgemeinschaft im Medienetat sind in hohem Maße für die desolaten Haushaltszahlen der Bibliotheken mitverantwortlich und haben nunmehr auch einen abzubauenden Investitionsrückstau in diesem Bereich ausgelöst. Eine Fortführung dieser Politik gegen die Vorstellungen des Bibliothekenentwicklungsplans und der zuständigen Fachabteilung zerstört dauerhaft jegliche Konsolidierungsversuche bei den Stadtbibliotheken und macht diese wichtige Bildungseinrichtung zu einer Dauerbaustelle der Bezirkspolitik sowohl in bildungs- als auch finanzpolitischer Hinsicht.

Änderungsantrag 9

 CDU Fraktion

Aus den als Folge des Antrags 10 freigewordenen Haushaltsmitteln wird folgende Ansatzerhöhung für 2014 und 2015 vorgenommen:

Kapitel 4010

Der Ansatz in Titel 67103 - zu lfd. Nr. 29, Rocktreff und Spielfest, wird um 1400 € angehoben. 
Begründung

Bei den Veranstaltungen handelt es sich um stark besuchte Veranstaltungen mit langer Tradition im ehemaligen Bezirk Tempelhof. Da der Ansatz seit Jahren unverändert ist und gleichzeitig stetige Kostensteigerungen für die Durchführung der Veranstaltungen entstehen, sollte durch eine geringfügige Anhebung dieses Titels ein Inflationsausgleich für die Kostensteigerungen der letzten Jahre erfolgen und die Veranstaltungen damit auch für die Zukunft gesichert werden.
Änderungsantrag 10

 CDU Fraktion
a. Der Anstieg der Sachmittelkosten der Kapitel 3300 und 3340 sind gegenüber dem Ansatz 2012 überproportional gestiegen und werden deshalb gegenüber den Haushaltsansätzen 2014/15 um 20 % reduziert. Daraus ergeben sich freie Haushaltsmittel in Höhe von:




Ist 2010
Ansatz 2012
Ist 2012
Ansatz 2014
-20% Differenz

Kapitel 3300

121,7 T€
221,2 T€
311,1 T€
327,6 T€
-65,6 T€
Kapitel 3330

  16,3 T€
35,2 T€

  12,0 T€
  33,0 T€
   0,0 T€
Kapitel 3340

  26,9 T€
39,5 T€

  12,0 T€
  49,0 T€
-  9,8 T€
Kapitel 3350

  26,9 T€
39,5 T€

  11,5 T€
  23,3 T€
   0,0 T€
Kapitel 3320

  10,7 T€
11,0 T€

   6,2 T€
    9,5 t€
   0,0 T€

Verteilsumme









75,4 T€

b. Die Einsparungen erfolgen titelscharf wie folgt:

Kapitel 3300, Titel 52906
Repräsentation


Ansatz von  60.000 € ( - 19.600 €)

Ist 2010 = 29.286 €

Kapitel 3300, Titel 54053
Veranstaltungen

Ansatz von  28.200 € ( - 21.400 €)
Kapitel 3300, Titel 51101
Geschäftsbedarf

Ansatz von    6.000 € ( - 8.000 €)

Ansatz 2011 = 6.000 €

Kapitel 3300, Titel 51140
Geräte



Ansatz von    2.000 € ( - 3.000 €)

Ansatz 2011 = 1-000 €

Kapitel 3300, Titel 53101
Veröffentlichungen

Ansatz von    6.000 € ( - 13.500 €)

Ansatz 2011 = 6.000 €, Ist 2010 = 1.993 €

Kapitel 3340, Titel 53101
Öffentlichkeitsarbeit

Ansatz von    5.200 € ( - 9.900 €)
Ist 2012 = 0

Begründung 

Ein Kostenaufwuchs bei den Sachmitteln der Bürgermeisterin gegenüber dem Ist des Jahres 2010 um insgesamt 269% ist angesichts der Haushaltslage des Bezirkes das falsche Signal, da die Fachabteilungen in den letzten Jahren erhebliche Einsparungen hinnehmen mussten und in einigen Abteilungen bereits gesetzliche Pflichtaufgaben nur noch mangelhaft erfüllt werden können. Überdurchschnittlicher Kostenaufwuchs bei der Bürgermeisterin für Repräsentation bei gleichzeitigem Leistungsabbau gegenüber den Bürgerinnen und Bürgern ist nicht zu vertreten. Auch der sprunghaft angestiegene Mittelbedarf der Abt. Bürgerdienste, Ordnungsamt und Jugend ist nicht vermittelbar. Sollten die Mittel in den gekürzten Titeln nicht ausreichen, besteht die Deckungsfähigkeit mit allen übrigen Titeln der Hauptgruppe 5 im gleichen Kapitel. Die vorstehenden Einsparungen werden fast in vollem Umfang zur Verstärkung des Medienetats der Bibliotheken verwendet.
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